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Arzt und Recht –
Haftungsgrundlagen

für Ärzte

M. Ploier

Vorbemerkung
Dieser Beitrag bietet einen Überblick über die allgemei-
nen Haftungsgrundlagen, die für Ärzte gelten, und stellt
zugleich eine Einführung für die nächsten der in dieser
dreiteiligen Serie erscheinenden Artikel zum Thema Auf-
klärungspflicht sowie Arzt und Recht dar.

Einleitung

In den letzten Jahren ist die Ärzteschaft
durch zahlreiche Entscheidungen des Obers-
ten Gerichtshofes in das Kreuzfeuer der Kri-
tik von Öffentlichkeit und Justiz geraten. In
den Medien werden Aufsehen erregende
Behandlungs- und Aufklärungsfehlerpro-
zesse immer wieder gerne ausgeschlachtet –
so zuletzt die bis dato letzte ergangene
OGH-Entscheidung zum Thema „Wrongful
Birth“, in der der behandelnde Gynäkologe
zur Übernahme der gesamten Unterhalts-
kosten verurteilt worden ist1.

Außerdem sehen sich behandelnde Ärzte
zunehmend mehr mit kritischen, emanzi-
pierten Patienten konfrontiert, die genau
über sämtliche Behandlungsvorgänge, da-
mit verbundene Risiken und Alternativ-
möglichkeiten aufgeklärt werden wollen
und auch Entscheidungen des behandeln-
den Arztes in Frage stellen und sich auch
zunehmend mehr im Internet „schlauge-
macht“ haben. Dies spiegelt sich auch in
dem Erlass des Patientenverfügungsgeset-
zes wider: Dem Patienten wird es dadurch
ermöglicht, bereits im Vorfeld festzulegen,
dass bestimmte Behandlungsmethoden an
ihm im Fall des Verlusts der Einsichts- und
Urteilsfähigkeit nicht durchgeführt werden

dürfen, wodurch die behandelnden Ärzte
vor neue Herausforderungen gestellt wer-
den. Hinzu kommt, dass bei Patienten die
Klagsbereitschaft bzw. die Bereitschaft zur
Anrufung der Patientenanwaltschaft bzw. der
Schlichtungsstellen gestiegen ist, wenn nicht
alle diese Anforderungen erfüllt werden.

Warum haftet ein Arzt?

■ Pflichten nach dem Ärztegesetz

Alle Ärzte, die über eine Berufsberechtigung
als Arzt für Allgemeinmedizin, approbierter
Arzt, Facharzt oder Turnusarzt verfügen,
unterliegen dem ÄrzteG. Daraus ergibt sich,
dass von allen Ärzten die in diesem Gesetz
aufgezählten Pflichten eingehalten werden
müssen: Hilfeleistungspflicht, Sorgfalts- und
Gewissenhaftigkeitspflicht, die Fortbildungs-
pflicht, die Pflicht zur persönlichen und
unmittelbaren Berufsausübung und die sich
aus der Sorgfalts- und Gewissenhaftigkeits-
pflicht ergebende Aufklärungspflicht, Doku-
mentationspflicht, Verschwiegenheits-,
Anzeige- und Meldepflicht. Auch gesonder-
te Verbote für Ärzte sind im ÄrzteG geregelt,
wie insbesondere Werbebeschränkungen,
ein ausdrückliches Provisionsverbot sowie
das Verbot der Fachüberschreitung. Zu-
sätzlich dazu gelten Ärzte als „Sachverstän-
dige“ im Sinne des § 1299 ABGB und haben
daher für einen erhöhten Sorgfalts- und
Wissensmaßstab einzustehen.

■ Sorgfaltspflicht als Haftungsgrundlage?

Bei Arzthaftungsprozessen ergibt sich meist
die Situation, dass dem Arzt aufgrund eines
Behandlungsfehlers oder der Verletzung
der Aufklärungspflicht die nicht sorgfältige
Behandlung vorgeworfen wird. § 49 ÄrzteG
bestimmt, dass ein Arzt, der die Behandlung
eines Patienten übernimmt, diesen sorgfäl-
tig und gewissenhaft zu betreuen hat. Die
Behandlung muss lege artis, d. h. nach den
Regeln und Qualitätsstandards der ärztli-
chen Wissenschaft und Erkenntnisse, erfol-
gen. Das bedeutet, dass eine medizinisch
nicht indizierte Maßnahme grundsätzlich
nicht anzuwenden ist und bei der Auswahl
der Behandlungsmethode die für den Pati-
enten schonendste, wenn auch wirkungs-
vollste auszusuchen ist.

Die häufigsten Arzthaftungsprozesse wer-
den wegen einer vom Patienten behaupte-
ten Verletzung der Aufklärungspflicht ge-
führt. Der Arzt hat den Patienten aufgrund

1 Die Wrongful-Birth-Entscheidungen werden im
nächsten Beitrag genau dargestellt.
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der ihn treffenden Aufklärungspflicht jeden-
falls über dessen Krankheitszustand, Wesen
und Umfang der vom Arzt in Aussicht ge-
nommenen Behandlungsmaßnahmen, die
Folgen (Risiken) und Schmerzen dieser Be-
handlungen, die Dringlichkeit und Schwere
der Behandlung, mögliche Behandlungs-
alternativen und damit einhergehende Risi-
ken sowie die Erfolgsaussichten der jeweils
vorgeschlagenen Behandlungsmaßnahmen
aufzuklären. Außerdem soll der Patient vom
behandelnden Arzt durch die möglichst
genauen Informationen über seine Erkran-
kung zur umfangreichen Mitarbeit moti-
viert werden2. So hat der Oberste Gerichtshof
(OGH) beispielsweise ausgesprochen, dass
der behandelnde Arzt im Fall einer Frucht-
wasseruntersuchung die Mutter jedenfalls
darüber aufzuklären hat, dass ein Fehl-
geburtrisiko besteht und es u. U. auch noch
Alternativen zu dieser Methode, wie z. B.
eine Ultraschalluntersuchung, im kon-
kreten Einzelfall geben kann3. Dieses Auf-
klärungsgespräch ist zu dokumentieren – je
ausführlicher, desto besser, da in einem
Arzthaftungsprozess jedenfalls auch die
ärztliche Dokumentation in Augenschein
genommen wird. Wenn sich aus der Doku-
mentation ergibt, dass der Arzt über ein be-
stimmtes Risiko, das sich im gegenständ-
lichen Verfahren tatsächlich verwirklicht
hat, aufgeklärt hat, dann trifft den Patienten
die Beweispflicht dafür, dass die Aufklärung
trotz Dokumentation derselben nicht statt-
gefunden hat. Wenn der Arzt die Aufklärung
des Patienten zur Gänze unterlässt oder be-
stimmte Risiken, die im konkreten Fall ein-
getreten sind und deren Eintritt entweder
aufgrund der Häufigkeit des Auftretens die-
ser Risiken oder aber aufgrund der besonde-
ren körperlichen Konstellation des Patien-
ten konkret zu befürchten waren, uner-
wähnt lässt, handelt der Arzt sorgfaltswid-
rig und kann daher haftungsrechtlich in
Anspruch genommen werden.

Auch die Behandlung eines Patienten, die
nicht lege artis erfolgt, stellt einen Sorg-
faltsverstoß dar und ist daher im Fall des
Eintritts eines Schadens beim Patienten haf-
tungsbegründend.

■ Erhöhter Sorgfaltsmaßstab

An den Arzt wird ein besonders hoher
Sorgfaltsmaßstab gelegt. Dies wird damit

begründet, dass er durch seine berufliche
Tätigkeit direkt in die körperliche Integrität
eines Menschen eingreift und es hier somit
einer erhöhten Sorgfalt bedarf, um Fehler
zu vermeiden. Außerdem verfügt jeder Arzt
über eine langjährige Ausbildung und ein
entsprechend hohes Fachwissen. Dadurch
gilt der Arzt als „Sachverständiger“ für die
von ihm übernommenen Behandlungen
und muss somit nach der ständigen Recht-
sprechung des Obersten Gerichtshofes (OGH)
bei der Behandlung zumindest über die
durchschnittlichen Fähigkeiten und die
berufsspezifische Aufmerksamkeit eines
ordentlichen Facharztes auf dem jeweiligen
Fachgebiet verfügen4.

Ob einem behandelnden Arzt in einem kon-
kreten Fall eine Sorgfaltspflichtverletzung
vorgeworfen werden kann, kann in einem
Gerichts- oder Schlichtungsstellenverfahren
nur von einem medizinischen Sachverstän-

2 Ausführlich wird das Thema Aufklärung anhand
von zahlreichen Judikaturbeispielen im nächs-
ten Beitrag von der Autorin behandelt.
3 OGH 7.12.2000, 2 Ob 317/00g

4 U. a. OGH 2 Ob 599/85, JBl 1987, 107.
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digen aus dem jeweiligen Fachgebiet beant-
wortet werden. Der medizinische Sach-
verständige hat dabei zu prüfen, ob der Arzt
einerseits über die durchschnittlichen Fä-
higkeiten verfügt hat und andererseits die
berufsspezifische Aufmerksamkeit eines
ordentlichen Facharztes auf dem jeweiligen
Fachgebiet eingehalten hat. Nicht möglich
ist es daher, dass sich ein Arzt zur Verteidi-
gung darauf stützt, dass er nach bestem
Wissen und Können gehandelt habe, wenn
dies jedoch nicht dem objektiven Sorgfalts-
maßstab entsprochen hat, da von einem
Facharzt eines bestimmten Faches voraus-
gesetzt wird, dass er über das erforderliche
Wissen und Können verfügt. Gelangt der
Sachverständige zu dem Schluss, dass der
Sorgfaltsmaßstab verletzt ist, dann tritt die
Haftung des Arztes ein. Dabei wird zwi-
schen der zivilrechtlichen und der straf-
rechtlichen Haftung unterschieden.

Haftung des Arztes

■ Zivilrechtliche Haftung

Für das Arzthaftungsrecht kommt im Rah-
men des Zivilrechts das Schadenersatzrecht
zur Anwendung. Sinn und Zweck des
Schadenersatzrechtes ist es, der geschädig-
ten Person eine Entschädigung für das erlit-
tene Unbill zuzubilligen. Dementsprechend
sieht auch die zentrale Bestimmung des
Schadenersatzrechts, § 1295 Allgemeines
Bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), vor, dass
jedermann berechtigt ist, von dem Beschä-
diger den Ersatz des Schadens, der ihm aus
Verschulden zugefügt worden ist, zu for-
dern. Voraussetzung für die Bejahung einer
Haftung ist daher, dass überhaupt ein Scha-
den eingetreten ist. Dies kann einerseits
durch einen Behandlungsfehler der Fall
sein oder aber durch eine mangelnde Auf-
klärung durch den Arzt, wenn über ein Ri-
siko, über das grundsätzlich aufzuklären
gewesen wäre und das einen Schaden und/
oder Lebensumstellung beim Patienten
herbeigeführt hat, nicht aufklärt worden
ist. Erforderlich ist weiters, dass das Verhal-
ten dessen, der diesen Schaden verursacht
hat, rechtswidrig war. Rechtswidrigkeit
liegt vor, wenn der Arzt entweder seine
Sorgfaltspflicht vernachlässigt hat und aus
diesem Grund ein Behandlungsfehler ver-
übt worden ist oder aber, wenn er seiner
Sorgfaltspflicht dadurch nicht nachgekom-
men ist, dass er den Patienten nicht ausrei-
chend über den Eingriff aufgeklärt hat und
die vom Patienten grundsätzlich erteilte

Einwilligung dadurch unwirksam gewor-
den ist. Auch ein bloß fahrlässiges Verhal-
ten, das allerdings einem „sorgfältigen“
Arzt nicht unterlaufen wäre, ist daher haf-
tungsbegründend. Als letzte Voraussetzung
für die Bejahung des Schadenersatzan-
spruches muss das Verschulden des Arztes
vom Gericht bejaht werden. Wenn durch
dieses Verhalten somit eine Körperverlet-
zung im Sinne einer Gesundheitsschädi-
gung oder eines Eingriffs in die körperliche
Integrität eingetreten ist, sind dem Geschä-
digten die Heilungskosten, der Verdienst-
entgang, Schmerzengeld sowie eine Verun-
staltungsentschädigung zu bezahlen. Im
Rahmen des Schmerzengeldes wird je nach
der Intensität der Schmerzen ein bestimm-
ter Tagessatz zugesprochen und von einem
Sachverständigen beurteilt, wie lange der
Patient tatsächlich an Schmerzen gelitten
hat.

Wird dem Patienten vor Gericht Recht ge-
geben, so ist der Arzt – sofern er persönlich
verklagt worden ist und nicht der Rechts-
träger der Krankenanstalt – der Leistung
der vom Gericht festgesetzten Geldsumme
schuldig. Sofern die Deckungssumme der
Berufshaftpflichtversicherung ausreichend
ist, übernimmt diese sowohl die an den Ge-
schädigten zu leistende Schadenersatzsum-
me als auch die Prozesskosten nach dem
Rechtsanwaltstarif.

■ Strafrechtliche Haftung

Im Rahmen des Strafrechtes kommt es
nicht darauf an, den Geschädigten für das
erlittene Leid zu entschädigen, sondern viel-
mehr darauf, dass ein nach dem Strafge-
setzbuch (StGB) unter Strafe gestelltes Ver-
halten sanktioniert wird und damit sowohl
der Generalprävention (andere Personen
sollen von der Erfüllung des Tatbestandes
abgeschreckt werden) als auch der Spezial-
prävention (die Tat des Täters selbst soll
sanktioniert werden) dient. Für den Bereich
des Arzthaftungsrechts sind daher insbe-
sondere die Tatbestände der fahrlässigen
Körperverletzung (z. B. durch das Verges-
sen einer Operationsklemme im Körper des
Patienten), fahrlässigen Tötung (Geburts-
verletzungen bei einer Kaiserschnittent-
bindung, die zum Tod der Patientin führen),
eigenmächtigen Heilbehandlung (Vornah-
me einer Operation, obwohl keine rechts-
gültige Einwilligung vorliegt und eine sol-
che ohne Gefährdung des Zustandes des Pa-
tienten problemlos eingeholt hätte werden
können) und – im Fall von unerlaubter
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Sterbehilfe – Mord, Tötung auf Verlangen
oder Mitwirkung am Selbstmord von Rele-
vanz.

Erforderlich für eine Verurteilung nach
dem Tatbestand der fahrlässigen Körper-
verletzung bzw. der fahrlässigen Tötung ist,
dass dem behandelnden Arzt die Verwirkli-
chung des Tatbestandes wegen objektiver
und subjektiver Sorgfaltswidrigkeit vorge-
worfen werden kann. Das bedeutet, dass
dem Arzt die eingetretene Wirkung objektiv
zugerechnet werden kann und dem Arzt die
Einhaltung des objektiven Sorgfaltsmaß-
stabes auch subjektiv zugemutet werden
konnte. Eine strafrechtliche Haftung ist
dann ausgeschlossen, wenn dem Arzt die
Einhaltung eines sog. rechtmäßigen Alterna-
tivverhaltens nicht zugemutet werden
konnte. Eine solche Situation liegt beispiels-
weise vor, wenn einem Arzt während einer
Notoperation ein Behandlungsfehler unter-
läuft und dieser auf die völlige Übermüdung
z. B. aufgrund eines verlängerten Dienstes

zurückzuführen ist, der Arzt jedoch aufgrund
von Personalmangel, etwa wegen einer
Krankheitswelle, die Durchführung dieser
Operation nicht ablehnen konnte. In die-
sem Fall hat die Rechtsprechung bereits ei-
nen Freispruch gefällt und ausgesprochen,
dass das rechtmäßige Alternativverhalten,
gegenständlich wäre das die Nichtüber-
nahme der Notoperation gewesen, dem Arzt
nicht zugemutet werden konnte. Zudem
hätte dem Arzt im Fall der Verweigerung
der Hilfeleistung ein Strafverfahren wegen
Unterlassung gedroht5.

Eine weitere Einschränkung der strafrecht-
lichen Haftung des Arztes ist im StGB selbst
vorgesehen, da der Tatbestand der fahrlässi-
gen Körperverletzung (§ 88 Abs 2 Z 2 StGB)
ein ausdrückliches Ärzteprivileg vorsieht:
Demnach haftet der Arzt für eine fahrlässi-
ge Körperverletzung dann nicht strafrecht-

Fortsetzung auf Seite 26

5 Z. B. OLG Linz 15.11.1979, 8 Bs 316/79, KRSlg
801.
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Relevanz für die Praxis
Immer häufiger sehen sich Ärzte mit Anspruchsschreiben,
Aufforderungsschreiben seitens der Patientenanwaltschaf-
ten, Aufforderungen zur Stellungnahme durch die Schlich-
tungsstellen oder aber mit Klagen von Patienten konfron-
tiert. Aus diesem Grund sind die behandelnden Ärzte
mittlerweile nicht nur gefordert, ihren Beruf (wie auch
schon bisher) sorgfaltsgemäß auszuüben. Vielmehr sollen
auch alle ihre Handlungen so gut wie möglich dokumen-
tiert werden, um als Beweismittel in einem u. U. auftreten-
den Prozess oder Schlichtungsverfahren herangezogen
werden zu können. Es empfiehlt sich zudem, dass Ärzte
über die in ihren Fachgebieten ergangene Rechtsprechung
Kenntnis haben, um besser abschätzen zu können, über
welche Risiken aufzuklären ist. Im Fall der Verletzung der
Aufklärungspflicht oder eines Behandlungsfehlers kann
der behandelnde Arzt sowohl zivilrechtlich als auch straf-
rechtlich in Anspruch genommen werden.

lich, wenn er diese in Ausübung seines Be-
rufes zufügt und dadurch nur eine Körper-
verletzung eingetreten ist, die eine Gesund-
heitsschädigung oder Berufsunfähigkeit
von nicht mehr als 14-tägiger Dauer verur-
sacht hat. Davon unberührt bleibt jedoch
ein Schadenersatzanspruch nach dem Zi-
vilrecht.

Sofern eine strafrechtliche Verurteilung er-
folgt, kann diese zu einer Geldstrafe bzw. im
schlimmsten Fall auch einer Freiheitsstrafe
führen.

Zusammenfassung

Den Arzt trifft im Zuge der Ausübung seiner
Berufspflicht, nämlich der Behandlung von
Patienten, eine Vielzahl von Berufspflich-
ten. Bei Verletzung derselben kann der Arzt
sowohl im Rahmen des Zivilrechts zur Be-
gleichung von Schadenersatzansprüchen
herangezogen werden als auch im Rahmen
des Strafrechtes wegen der Verwirklichung
von ausdrücklich im Strafgesetzbuch ge-
nannten Tatbeständen (z. B. fahrlässige
Körperverletzung oder fahrlässige Tötung)
zu einer Geld- oder Freiheitsstrafe verur-
teilt werden. Prüfungsmaßstab in Arzt-
haftungsprozessen ist immer, ob der behan-
delnde Arzt den objektiven Sorgfalts-

maßstab eingehalten hat und dementspre-
chend seiner Sorgfalts- und Gewissenhaf-
tigkeitspflicht nachgekommen ist.

Aufgrund der Rechtsprechung zur Arzt-
haftung ergibt sich, dass die Einhaltung der
Aufklärungspflicht mittlerweile zu den
wichtigsten Pflichten des Arztes gehört, da
die Verletzung derselben Schadenersatzan-
sprüche auslösen kann.
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